
Fassung vom 09.02.2019 

Satzung 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Gemeinschaftliches Wohnen in Buxtehude e.V.“  
Der Verein hat seinen Sitz in Buxtehude. Der Verein ist unter der Registernummer  
VR 200246 im Vereinsregister des Amtsgerichtes Tostedt eingetragen. 

(2) Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral. 

(3) Der Verein ist Mitglied im 

Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V.  
Bundesvereinigung (FGW) 
Haus der Region, Hildesheimer Str. 20 
30169 Hannover 

(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist die 
Förderung der Altenhilfe. 

 Die Satzungszwecke werden insbesondere verwirklicht durch  

 Veranstaltungen, bei denen die Öffentlichkeit und private Interessenten über 
selbstbestimmte, gemeinschaftliche Wohnprojekte informiert werden. 

 Unterstützung bei der Planung und Realisierung solcher Wohnprojekte, 

 die den Bewohnern ein stabiles Umfeld sichern sollen, 
 die ihre Eigenständigkeit langfristig erhalten sollen, 
 die den Verbleib in der eigenen Wohnung bis zum Lebensende erleichtern sollen. 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 
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(4) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das 
Vermögen des Vereins an das 

Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V.  
Bundesvereinigung (FGW) 
Haus der Region, Hildesheimer Str. 20 
30169 Hannover, 

welches das Vermögen ausschließlich und unmittelbar zu gemeinnützigen Zwecken verwenden 
darf. 

 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden. Natürliche Personen 
müssen geschäftsfähig im Sinne der §§ 104 ff BGB sein. 

(2) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Ehrenmitglieder auf Lebenszeit 
ernennen. 

(3) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der an 
den Vorstand zu richten ist. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag abschließend.  

 

§4 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss, Streichung von der Mitgliederliste oder 
Austritt aus dem Verein, bei juristischen Personen durch deren Auflösung. 

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vorstands. Der 
Austritt kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist 
von drei Monaten einzuhalten ist. 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, 
wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen im 
Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, wenn nach der Absendung der 
zweiten Mahnung zwei Monate verstrichen sind und in dieser Mahnung die Streichung 
angedroht wurde. Der Beschluss des Vorstandes über die Streichung muss dem Mitglied 
schriftlich mitgeteilt werden. 

(4) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden, 
wenn es schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt. Vor der 
Beschlussfassung muss der Vorstand dem Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder 
schriftlichen Stellungnahme geben. Der Beschluss des Vorstandes ist schriftlich zu begründen 
und dem Mitglied zuzusenden.  
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Gegen den Beschluss kann das Mitglied Berufung an die Mitgliederversammlung einlegen. Die 
Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zugang des Beschlusses schriftlich beim Vorstand 
einzulegen. Der Vorstand hat binnen eines Monats nach fristgemäßer Einlegung der Berufung 
eine Mitgliederversammlung einzuberufen, die nach Anhörung des Berufungsführers 
abschließend über den Ausschluss entscheidet. Der Beschluss muss dem Mitglied schriftlich 
mitgeteilt werden. 

(5) Ausgeschiedenen Mitgliedern stehen keine vermögensrechtlichen Ansprüche an den Verein 
aus ihrer Mitgliedschaft zu. 

 

§ 5 Mitgliedsbeiträge 

(1) Bei der Aufnahme in den Verein ist eine Aufnahmegebühr zu zahlen. Außerdem werden von 
den Mitgliedern Jahresbeiträge erhoben.  

(2) Höhe und Fälligkeit von Aufnahmegebühren und Jahresbeiträgen werden von der 
Mitgliederversammlung festgesetzt.  

(3) Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Gebühren und Umlagen befreit. 

(4) Der Vorstand kann in besonderen Fällen Gebühren und Beiträge ganz oder teilweise erlassen 
oder stunden. 

 

§ 6 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind 

 der Vorstand, 
 die Mitgliederversammlung, 
 der Beirat. 

 

§ 7 Vorstand 

(1) Der Vorstand des Vereins i. S. des § 26 BGB besteht aus dem 1. Vorsitzenden, dem 2. 
Vorsitzenden und dem Kassenwart.  

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorstand vertreten. Jedes 
Vorstandsmitglied ist einzelvertretungsberechtigt. 

(3) Die Vertretungsmacht des Vorstandes ist in der Weise beschränkt, dass zu Rechtsgeschäften 
mit einem Geschäftswert über 500,00 EUR und für das Eingehen von Dauerschuldverhältnissen 
die Zustimmung der Mitgliederversammlung erforderlich ist 
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(4) Die Vereinigung mehrerer Ämter in einer Person ist unzulässig, soweit die Satzung nichts 
anderes vorsieht.  

 

§ 8 Zuständigkeit des Vorstandes 

(1) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch Satzung 
einem anderen Organ des Vereins übertragen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Verfolgung der Vereinsziele.  

b) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der 
Tagesordnung. 

c) Entscheidung über Einwände gegen das Protokoll. 

d) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung. 

e) Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des Jahresberichts.  

f) Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern. 

 

§ 9 Wahl und Amtsdauer des Vorstands 

(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren, gerechnet 
von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. Jedes 
Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Zu Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des 
Vereins gewählt werden. 

(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstands aus, so wird sein Nachfolger von den Mitgliedern auf einer 
außerordentlichen Mitgliederversammlung gewählt. Bis zur Neuwahl übernimmt der 1. 
Vorsitzende bzw. bei dessen Ausscheiden der 2. Vorsitzende das Amt des ausgeschiedenen 
Vorstandes kommissarisch in Personalunion. 

(3) Die Abwahl von Vorstandsmitgliedern durch die Mitgliederversammlung ist vor Ablauf der 
Amtszeit möglich, wenn gleichzeitig neue Vorstandsmitglieder gewählt werden. 

 

§ 10 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstandes 

(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 
2. Vorsitzenden, einberufen werden. An den Vorstandssitzungen nehmen auch die Beiräte teil. 
Die Einberufungsfrist beträgt 10 Tage. Die Einberufung soll schriftlich erfolgen. 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei seiner Mitglieder anwesend sind. Bei 
der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei 
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Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 1. Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die 
des 2.Vorsitzenden. 

(3) Die Sitzung leitet der 1.Vorsitzende, bei seiner Abwesenheit der 2. Vorsitzende. 

(4) Über die Sitzung ist vom Schriftführer ein Protokoll anzufertigen und von ihm und dem 
Sitzungsleiter zu unterschreiben. 

(5) Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder dem 
zustimmen.  

 

§ 11 Beirat 

(1) Für die Themen Öffentlichkeitsarbeit, Vernetzung und Schriftführung wird ein Beirat gebildet. 
Der Beirat wird auf die Dauer von zwei Jahren von der Mitgliederversammlung gewählt oder 
aber entsprechend den Regelungen des 2. Absatzes vom Vorstand berufen. Die gewählten 
Mitglieder des Beirats stehen dem Vorstand in wichtigen Vereinsangelegenheiten, 
insbesondere bei der Planung, Vorbereitung und Ausführung des Vereinsprogramms, 
unterstützend zur Seite.  

(2) Jedes gewählte Mitglied des Beirates ist im Vorstand stimmberechtigt, soweit sein 
Arbeitsbereich vom Beschlussgegenstand betroffen ist. 

(3) Der Vorstand kann darüber hinaus weitere Personen, die Ihre Fähigkeiten zur Verwirklichung 
des Vereinszwecks einbringen wollen, in den Beirat berufen. Diese sind jedoch nicht 
stimmberechtigt. 

(4) Die Abwahl von gewählten Beiratsmitgliedern durch die Mitgliederversammlung ist vor Ablauf 
der Amtszeit möglich, wenn gleichzeitig neue Beiratsmitglieder gewählt werden. 

 

§ 12 Mitgliederversammlung 

(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes volljährige Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung des 
Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die 
Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen; ein Mitglied darf 
jedoch nicht mehr als eine fremde Stimme vertreten. 

(2) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 

a) Genehmigung von Ergänzungen der Tagesordnung. 

b) Festsetzung der Aufnahmegebühren und Mitgliedsbeiträge. 

c) Ablehnung der Aufnahme eines Mitgliedes. 

d) Berufung gegen den Ausschluss eines Mitgliedes. 
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e) Wahl und Abberufung von Mitgliedern des Vorstandes. 

f) Wahl und Abberufung von Mitgliedern des Beirates. 

g) Bestellung von zwei rechnungsprüfenden Mitgliedern, die dem Vorstand nicht angehören 
dürfen, zwecks Prüfung der Jahresabrechnung. Sie müssen hierüber der 
Mitgliederversammlung einen Bericht vorlegen. 

h) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes. 

i) Entlastung des Vorstandes. 

j) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das nächste 
Geschäftsjahr. 

k) Satzungsänderungen. 

l) Auflösung des Vereins. 

 

§ 13 Einberufung der Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich im ersten Quartal statt. Sie wird 
vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der 
Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des 
Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als 
zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene 
Adresse gerichtet ist. 

(2) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand 
schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der Vorstand hat die Mitglieder 
unverzüglich schriftlich über die gewünschte Ergänzung zu informieren. Der 
Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tagesordnung 
entsprechend zu ergänzen und zur Abstimmung zu bringen. 
Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung in der Mitgliederversammlung sind unzulässig. 

 

§ 14 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

(1) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn das 
Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein Zehntel der Mitglieder dies beim Vorstand 
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

(2) §§ 12, 13 und 15 gelten für eine außerordentliche Mitgliederversammlung entsprechend. 
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§ 15 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. 
Vorsitzenden oder dem Kassenwart geleitet. 
Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Bei 
Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden 
Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden. 

(2) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen. Dieses 
Protokoll führt der Schriftführer; ist dieser nicht anwesend, bestimmt der Versammlungsleiter 
einen Protokollführer. Das Protokoll muss vom Schriftführer (Protokollführer) und dem 
Versammlungsleiter unterschrieben werden. Es soll folgende Feststellungen enthalten: 

a) Ort und Zeit der Versammlung 

b) Die Person des Versammlungsleiters und des Protokollführers. 

c) Die Teilnehmerliste. 

d) Die Tagesordnung. 

e) Die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. 

f) Bei Satzungsänderungen ist die zu ändernde Bestimmung anzugeben. 

Das Protokoll wird an die Mitglieder verschickt. Einwände gegen das Protokoll sind innerhalb 
von einer Woche dem Vorstand schriftlich mitzuteilen, andernfalls gilt das Protokoll als 
genehmigt. Der Vorstand entscheidet abschließend über die Einwände und teilt das Ergebnis 
den Mitgliedern mit.  

(3) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich 
durchgeführt werden, wenn ein stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zulassen. 

(5) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der 
Erschienenen beschlussfähig. 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. 

(7) Zur Änderung der Satzung sind drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen nötig. 

(8) Die Änderung des Zweckes des Vereins kann mit drei Viertel der gültigen Stimmen aller 
Mitglieder beschlossen werden. Kommt die qualifizierte Mehrheit mangels ausreichender 
Anwesenheit nicht zustande, lädt der Vorstand erneut zu einer Mitgliederversammlung ein 
und bringt die Zweckänderung erneut zur Abstimmung. Hierbei genügt dann die qualifizierte 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder. 
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(9) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhalten hat. Hat 
niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten, so findet zwischen 
den beiden Kandidaten, die die meisten gültigen Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl 
statt. Gewählt ist dann derjenige, der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei gleicher 
Stimmenzahl entscheidet das Los.  

(10) Der Vorstand kann Beschlüsse der Mitgliederversammlung, nicht jedoch Wahlen oder 
Abwahlen, auch im schriftlichen Umlaufverfahren herbeiführen, soweit  

a) hierfür eine einfache Mehrheit genügt,  

b) die Mitglieder wenigstens eine Woche Zeit für eine Stellungnahme haben,  

c) und nicht zehn Prozent der Mitglieder innerhalb einer Woche schriftlich widersprechen.  

 

§ 16 Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 
neun Zehnteln der abgegeben gültigen Stimmen beschlossen werden.  

(2) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 1. Vorsitzende und der 2. 
Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 


